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Drucksache 2626 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1956 

8 — 92102 — 1503/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


ln der Anlage 1 übersende ich den vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
aus der Anlage 2 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans H^ger, Bad Godesberg, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 
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Die Beförderung von Gütern mit Kraft- 
fahrzeugen ist nur als Güternahverkehr, 
Güterfernverkehr oder Werkverkehr im 
Sinne dieses Gesetzes oder im Rahmen der 
Hoheitstätigkeit des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände so- 
wie der Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts zulässig. Güter sind 
auch lebende Tiere.“ 


2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern in Gemeinden, die in dem von der 
Bundesregierung anerkannten Zonenrand- 
gebiet der Bundesrepublik liegen, können 
die obersten Landesverkehrsbehörden zu- 
gunsten von Unternehmen des Güternah- 
verkehrs, die bereits am 1. April 1954 ihren 
Sitz in dem Zonenrandgebiet hatten, ange- 
nommene (fiktive) Standorte bestimmen, 
die nicht mehr als 40 km in der Luftlinie 
von dem Zonenrand der Bundesrepublik 
und vom tatsädilichen Standort liegen dür- 
fen. Entsprechendes gilt für die Kraftfahr- 
zeuge von Unternehmern, die ihren Sitz in 
Gemeinden haben, die nicht weiter als 20 


km in der Luftlinie vom Saargebiet entfernt 
liegen.“ 

3. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wor- 
ten „erstreckt wird“ folgende Worte ange- 
fügt: 

„und der Unternehmer das Alter von sech- 
zig Jahren erreicht hat oder infolge Ge- 
brechlichkeit zur Fortführung des Unter- 
nehmens auf die Dauer nachweislich nicht 
imstande ist.“ 

4. § 48 Abs. 3 wird aufgehoben. Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

5. In § 99 wird als Nummer 1 a eingefügt: 

„1 a. Güter mit Kraftfahrzeugen unter an- 
deren als den in diesem Gesetz für 
den Güternahverkehr, den Güter- 
fernverkehr oder den Werkverkehr 
bestimmten Voraussetzungen und 
außerhalb des Rahmens der Hoheits- 
tätigkeit des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie der Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts be- 
fördert;“. 

Artikel 2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


2 



Begründung 


Auf Grund des § 2 Abs. 3 des Güterfernver- 
kehrs-Änderungsgesetzes vom 2. September 
1949 (WiGBl. S. 306) waren für die wirtschaft- 
lich zusammengehörigen Gemeinden entlang 
der Zonengrenze mehrere gemeinsame Orts- 
mittelpunkte festgesetzt, durch die der Nah- 
verkehrsbereich der Unternehmer an der 
Zonengrenze angemessen erweitert worden 
war. Diese Ortsmittelpunkte sind nach § 106 
Abs. 3 des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 
vom 17. Oktober 1952 (BGBl. I S. 697) mit 
dem 18. April 1953 weggefallen. 

Bereits mit Schreiben des Niedersädislschen 
Ministers für Wirtschaft und Verkehr an den 
Bundesminister für Verkehr vom 10. Juli 
1952, also vor Abschluß der Beratungen über 
das GüKG im Bundestag, war eine Änderung 
der Übergangsbestimmungen zum Gesetz be- 
antragt, nach der die für das Zonenrandge- 
biet festgesetzten gemeinschaftlichen Ortsmit- 
telpunkte bis zum Erlaß der nach § 2 Abs. 4 
GüKG vorgesehenen Rechtsverordnung In 
Geltung bleiben sollten. 

Dieser Antrag sowie die in der Folgezeit wie- 
derholten Versuche, die Im § 2 Abs. 4 GüKG 
vorgesehene Rechtsverordnung beim Bundes- 
minister für Verkehr zu erwirken, sind ergeb- 
nislos geblieben. Ebenso hat eine Empfehlung 
des Bundesrates vom 7. Mai 1954, In den Ent- 
wurf zu einem Straßenentlastungsgesetz eine 
angemessene Regelung des Nahverkehrsberei- 
ches für die Unternehmer des Zonenrandge- 
bietes einzufügen, bisher nicht zum Erfolg 
geführt. Die Beratungen über dieses Gesetz 
sind bekanntlich ausgesetzt worden. 

Eine angemessene Regelung des Nahverkehrs- 
bereiches für das Zonenrandgebiet darf jedoch 
nicht weiter hinausgezögert werden, da an- 
dernfalls die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
für die Unternehmer des Zonenrandgebietes 
— verschärft durch die zusätzlichen Belastun- 
gen aus dem Verkehrsfinanzgesetz — uner- 
träglich würden. 


Es erscheint daher geboten, die von allen Sei- 
ten unterstützten Teile des Entwurfs zu einem 
Straßenentlastungsgesetz — unter Ausklam- 
merung der Bestimmungen über ein Verbot 
der Beförderung von Massengütern im Stra- 
ßengüterfernverkehr — als eigene Gesetzes- 
vorlage des Bundesrates einzubringen. 

ZU ARTIKEL 1 
Zu Nr. 1 

Die bisherige Fassung des § 1 GüKG schließt 
die Möglichkeit von Umgehungen nicht wirk- 
sam genug aus. Dies gilt z. B. bei der Benut- 
zung von Mietfahrzeugen. Durch die Ände- 
rung wird klargestellt, daß die Beförderung 
von Gütern mit Kraftfahrzeugen nur In den 
im § 1 GüKG (neuer Fassung) genannten For- 
men zulässig ist. Die Beförderung inr Rahmen 
hoheitlicher Aufgaben des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie der Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts war als eigene Beförde- 
rungsform neben dem Güterfern-, Güternah- 
und Werkverkehr besonders zu nennen, weil 
sie nach herrschender Meinung unter keine 
dieser drei Verkehrsarten fällt. Diese Form 
der Beförderung liegt beispielsweise vor bei 
Transporten des Bundesgrenzschutzes, der 
Polizeibehörden, der Feuerwehren, der Zoll- 
behörden, der Straßenbaubehörden usw. für 
deren eigene Zwecke. Auch der Dienstgutver- 
kehr der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn gehört hierher. Soweit da- 
gegen eine Behörde oder eine öffentlich-recht- 
liche Körperschaft „für andere“ befördert, 
fällt eine solche Beförderung unter den Begriff 
des Güternah- oder Güterfernverkehrs und 
unterliegt deshalb auch den durch dieses Ge- 
setz vorgesehenen Beschränkungen des Güter- 
fernverkehrs. 

Zu Nr. 2 

Während der Güterfernverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen der Beförderungsteuer unterliegt, 
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wird für den Güternahverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen keine Beförderungsteuer erhoben 
(§ 1 Abs. 1 2iff. Ib BefStG 1955). Güternah- 
verkehr ist der Verkehr innerhalb eines Um- 
kreises von 50 km, gerechnet in der Luftlinie 
vom Mittelpunkt des tatsächlichen Stand- 
ortes des Kraftfahrzeugs (Ortsmittelpunkt) 
aus (§ 2 Abs. 2 GüKG). 

Die Unternehmen in den Zonenrandgebieten, 
die weniger als 50 km von der Zonengrenze 
entfernt sind, können infolge der Zonen- 
grenze nicht den vollen Umkreis von 50 km 
als Nahzone in Anspruch nehmen. Durch 
Art. 1 Nr. 2 des Initiativgesetzentwurfs soll 
bei Unternehmen, die bereits am 1. April 1954 
ihren Sitz in den Zonenrandgebieten hatten, 
erreicht werden, daß sie die Nahzone in ähn- 
licher Weise ausnutzen können wie die ent- 
sprechenden Betriebe im übrigen Bundesge- 
biet. Außerdem sollen sie in die Lage ver- 
setzt werden, die Befreiung von der Beför- 
derungsteuer in größerem Umfange In An- 
spruch zu nehmen als bisher. 

Dieselben Verhältnisse, die eine Sonderrege- 
lung für die anerkannten Zonenrandgebiete 
der Bundesrepublik rechtfertigen, liegen In 
gleicher Weise im Saargrenzgürtel vor. Auch 
hier sind durch eine Grenzziehung gewachsene 
Wirtschaftsbeziehungen zerrissen und dadurch 
besonders erschwerte Verkehrs- und wirt- 
schaftspolitlsdie Verhältnisse hervorgerufen 
worden. 

Nach der Stellungnahme der Bundesregierung 
erscheint eine Erweiterung der Nahverkehrs- 
zone aus übergeordneten politischen Gesichts- 
punkten nur im anerkannten Zonenrandge- 
biet vertretbar, weil nur hier durch die Schlie- 
ßung lebhafte, seit langer Zeit bestehende Ver- 
kehrsbeziehungen zerschnitten und dadurch 
schwere Verkehrs- und wirtschaftspolitische 
Schäden hervorgerufen worden sind. 

Für die dem Saargebiet benachbarten Lan- 
desteile gelten diese Überlegungen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht in gleicher 
Weise. Sie spricht sich dafür aus, die Erwei- 
terung auf einen 20 km breiten Gürtel zu 
beschränken. 

Für Gemeinden, die nicht im Zonenrandge- 
biet oder nicht in den dem Saargebiet benach- 
barten Landesteilen liegen, kann eine Erweite- 
rung der Nahverkehrszone nach der Stellung- 
nahme der Bundesregierung keinesfalls In Be- 


tracht gezogen werden. Eine solche Maßnah- 
me würde einer allgemeinen Erweiterung der 
Nahverkehrszone im Bundesgebiet gleich- 
kommen, die Grundlagen der Ordnung im 
Straßengüterverkehr angreifen und die 
Wettbewerbslage der Deutschen Bundes- 
bahn erheblich verschlechtern. 

Zu Nr. 3 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 GüKG hat die Rückfüh- 
rung der Zahl der genehmigten Fahrzeuge 
des Güterfernverkehrs auf das in der Verord- 
nung vom 17. Juli 1952 (Bundesanzeiger Nr. 
138) vorgesehene Maß sehr erschwert und da- 
mit eine fühlbare Entlastung des Straßenver- 
kehrs verhindert. Eine ersatzlose Aufhebung 
der Vorschrift würde jedoch dort besondere 
Härten hervorrufen, wo ein alter oder ge- 
brechlicher Genehmigungsinhaber zur Über- 
tragung eines Unternehmens an seinen ^äte- 
renErben oder andere genötigt Ist. Eine Über- 
tragung ohne Sicherung der Genehmigung für 
den Erwerber würde zu unzumutbaren wirt- 
schaftlichen Verlusten für den Betroffenen 
führen. 

Zu Nr. 4 

Für die Zulassung des sogenannten Konzern- 
verkehrs Im Werkverkehr besteht keine zwin- 
gende Notwendigkeit. Dieser Verkehr ist kein 
Werkverkehr im Sinne von § 48 Abs. 1 GüKG. 
Im Konzernverkehr werden nicht Güter 
für die eigenen Zwedce des Unternehmens, 
sondern für die Zwecke eines anderen — mit 
ihm zwar finanziell verbundenen, aber sonst 
selbständigen — Unternehmens befördert. Es 
handelt sich also um Transporte für andere, 
für die der gewerbliche Verkehr zur Verfü- 
gung steht. Die Bestimmung des § 48 Abs. 3 
GüKG, die ,den Werkverkehr auf den Kon- 
zernverkehr ausdehnt, Ist daher zu streichen. 

Zu Nr. 5 

Die Buß Vorschriften des § 99 GüKG sind den 
geänderten Bestimmungen des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes angepaßt. 

ZU ARTIKEL 3 

Damit die betroffenen Betriebe sich auf die 
Vorschriften des Gesetzes umstellen können, 
soll das Gesetz erst 3 Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Dem Gesetzentwurf des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 


Begründung 

Der Entwurf des Bundesrates entspricht im 
wesentlichen dem § 4 (Änderung des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes) des Regierungsentwurfs 
eines Straßenentlastungsgesetzes sowie der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu die- 
sem Regierungsentwurf vom 4. Juni 1954 
(Drucksache 574). 
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